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Das Vertrauen der
heimischen Jugend ins
politische System ist
stark gesunken. Das
zeigt der aktuelle
Demokratiemonitor. Es
gibt aber auch gute
Nachrichten.

MARIA ZIMMERMANN

WIEN. Wie bewerten junge Men-
schen in Österreich unsere Demo-
kratie? Wie ist ihr Blick auf rechts-
staatliche Institutionen? Aufs Par-
lament? Die Polizei, die Justiz und
die Verwaltung? Fühlen sie sich ge-
hört? Wollen sie sich politisch be-
teiligen? Und wie informieren sie
sich? Seit 2018 wird all das im Rah-
men des Demokratiemonitors im
Auftrag des Parlaments auch spezi-
ell bei den 16- bis 26-Jährigen abge-
fragt. Denn Österreich ist nach wie
vor eines der wenigen Länder, in de-
nen bereits mit 16 Jahren gewählt
werden darf.

Am Dienstag wurde im Parla-
ment der diesjährige Bericht prä-
sentiert. Und einmal mehr zeigt
sich, dass in den vergangenen Jah-
ren vieles ins Rutschen gekommen
ist. Vor allem beim Vertrauen in die
Politik. Waren 2018 noch 70 Pro-
zent der Jungen der Meinung, dass
das politische System sehr oder
ziemlich gut funktioniert, sind es
unterdessen – wie schon 2024 – nur
noch 44 Prozent. „Junge sehen das
aber noch deutlich positiver als Äl-
tere“, betonte Studienleiterin Mar-
tina Zandonella von Foresight. Bei
der Gruppe über 27 liegt der Wert
bei 35 Prozent.

Der Vertrauensverlust betrifft
aber nicht das ganze System: Denn
jenes in Institutionen wie die Poli-
zei, Gerichte oder die Verwaltung
ist seit Jahren stabil auf hohem Ni-
veau. Der Polizei etwa vertrauen
68 Prozent der Jungen sehr oder
ziemlich, den Gerichten ebenso. In-
nerhalb der Politik ist übrigens das
Vertrauen in die Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister am höchs-
ten (63 Prozent vertrauen hier sehr
oder ziemlich). Mit Abstand folgen
der Bundespräsident (55 Prozent)
und die Landeshauptleute (49).
Dem Parlament vertrauen 41 Pro-
zent. Schlusslicht ist die Regierung,
der nur fünf Prozent sehr und
32 Prozent ziemlich vertrauen.

Die niedrigen und in diesen Be-
reichen kontinuierlich sinkenden
Werte begründete Zandonella mit
den Krisen der vergangenen Jahre –
von der Pandemie über den Ukrai-

ne-Krieg bis hin zur Teuerung. Am
meisten beschäftigen die Jungen
auch das Bestreiten der Lebenshal-
tungskosten, leistbares Wohnen,
Arbeit, Schule und Ausbildung.

Für die Studie wurden im heuri-
gen Jahr erstmals mehr als 1000
Personen befragt (zuletzt waren es
stets rund 300). Die Befragung (on-
line und telefonisch) fand zwischen
September und November 2025
statt. Die Gruppe der 16- bis 26-Jäh-
rigen umfasst 1.084.000 Menschen

und ist alles andere als homogen: 41
Prozent leben im ländlichen Raum,
59 Prozent im städtischen; 48 Pro-
zent sind weiblich, 52 Prozent
männlich; 65 Prozent sind erwerbs-
tätig oder machen eine Lehre, der
andere Teil ist überwiegend noch
in der Schule oder studiert. Und:
74 Prozent haben die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft, 26 Prozent
nicht. Das heißt, dass jeder und jede
Vierte von Wahlen und damit ei-
nem wesentlichen Bereich der poli-

tischen Teilhabe ausgeschlossen
ist. Unter anderem dürfte das auch
damit einhergehen, dass sich die
Jungen immer schlechter repräsen-
tiert fühlen. Nur noch ein knappes
Drittel fühlt sich mit seinen Anlie-

gen im Nationalrat vertreten. 2018
war der Wert noch doppelt so hoch
(62 Prozent).

Wobei das Ausmaß des Vertrau-
ens stark von den jeweiligen Le-
bensumständen abhängt: Jene, die
finanziell besser gestellt und besser
ausgebildet sind, fühlen sich we-
sentlich besser vertreten als jene
aus finanziell benachteiligten Ver-
hältnissen und ohne Hochschulbil-
dung. Und: Junge Frauen fühlen
sich weit schlechter vertreten als
junge Männer. Zandonella verwies
in dem Zusammenhang darauf,
dass nur fünf der 183 Nationalrats-
abgeordneten unter 30 Jahre alt sei-
en. Darunter ist nur eine Frau.

Es gibt aber auch gute Nachrich-
ten: Fast 90 Prozent der Jungen ha-
ben keinen Zweifel daran, dass die
Demokratie die beste Staatsform ist.
Die Distanz, die sich zum politi-
schen System auftut, führt laut
Zandonella nicht dazu, dass sich
die Jungen von der Politik abwen-
den. Von Politikverdrossenheit
könne keine Rede sein. Im Gegen-
teil: Politische Themen seien prä-
senter als 2020.

Und: Der Großteil wünscht sich
mehr Information darüber, wie Po-
litik und wie das Parlament funk-
tioniert. Und viele finden, dass De-
mokratiebildung in der Schule zu
kurz kommt. Abgefragt wurde
auch, wie sich die Jungen informie-
ren. Ergebnis: Zu 70 Prozent über
Social Media, allen voran über In-
stagram, gefolgt von TikTok.

TikTok und Co. für unter 14-Jährige bald tabu
Die Regierung ist auf den letzten Metern. Wie hinter den Kulissen verhandelt wird.

WIEN. Jetzt könnte es schnell gehen.
Nachdem zuletzt aus der Regierung
immer lautere Rufe nach einem So-
cial-Media-Verbot für unter 14-Jäh-
rige zu hören waren, dürfte die Re-
gierung nun im Endspurt der Ver-
handlungen sein. Das wurde den
SN aus Regierungskreisen mehr-
fach bestätigt. Spätestens nächste
Woche will man den Gesetzesplan
präsentieren, auch eine Einigung in
dieser Woche sei noch durchaus
möglich, heißt es aus Regierungs-
kreisen. Das Alter von 14 Jahren
dürfte mittlerweile die festgelegte
Grenze sein.

Bundeskanzler Christian Stocker
(ÖVP) erklärte Ende Jänner das The-
ma gar zur Chefsache und bekräf-

tigte das Vorhaben in seiner Rede
zum ÖVP-Neujahrsempfang. „Ich
bekenne mich klar zu einem Social-
Media-Verbot für unter 14-Jährige.“
Er legte sogar noch eine Forderung
nach einer Klarnamenpflicht oben-
drauf. Die dürfte nun nicht kom-
men: SPÖ und Neos haben sich
deutlich dagegen ausgesprochen.
Dafür wollen ÖVP und SPÖ den
Neos entgegenkommen. Diese wa-
ren immer skeptisch, was die tech-
nischen Details des Social-Media-
Verbots angeht. Die Pinken wollten
die Überprüfung des Alters nicht
den Plattformbetreibern überlas-
sen, diese bräuchten dazu nämlich
Zugriff auf sensible Daten.

Nun könnte hier ein EU-Modell

zu Hilfe kommen. Die EU-Kommis-
sion arbeitet derzeit ein zweistufi-
ges Modell zur Alterskontrolle aus.
In der ersten Stufe wird eine App
heruntergeladen, in der sich die
Nutzer etwa mit der ID Austria
identifizieren. Diese App über-
nimmt jedoch ausschließlich die
Angabe über das Alter. Damit ist
dann eine Anmeldung für Social-
Media-Plattformen ab einem Min-
destalter möglich.

Die Neos bekommen im Gegen-
zug ihren Lehrplanumbau zuge-
standen. Die Reduzierung der La-
teinstunden im Abtausch für mehr
Unterrichtsstunden für KI, Medien-
bildung und Demokratie hatte zu-
letzt in der ÖVP für Kritik gesorgt.

Die FPÖ, die als Partei extrem
präsent auf den Social-Media-
Kanälen ist, ist skeptisch ange-
sichts der Jugendschutzpläne.
Der blaue Mediensprecher Chris-
tian Hafenecker sieht die „Zen-
sur als das wahre Ziel“. Bei einer
Veranstaltung im Parlament am
Dienstag bekräftigte FPÖ-Man-
datar Sebastian Schwaighofer
das Nein seiner Partei. Warum?
„Weil es die Lebensrealität der
jungen Menschen verkennt. Und
weil man Jungen zutrauen kann,
dass sie zwischen richtig und
falsch unterscheiden.“ Der Groß-
teil der jungen Menschen würde
sich über Social Media informie-
ren. mars, zim
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Was Junge von der Politik

wollen
„Der Vertrauensverlust
betrifft aber nicht das
gesamte System.“
Martina Zandonella, Foresight
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Das Vertrauen der
heimischen Jugend ins
politische System ist
stark gesunken. Das
zeigt der aktuelle
Demokratiemonitor. Es
gibt aber auch gute
Nachrichten.

MARIA ZIMMERMANN

WIEN. Wie bewerten junge Men-
schen in Österreich unsere Demo-
kratie? Wie ist ihr Blick auf rechts-
staatliche Institutionen? Aufs Par-
lament? Die Polizei, die Justiz und
die Verwaltung? Fühlen sie sich ge-
hört? Wollen sie sich politisch be-
teiligen? Und wie informieren sie
sich? Seit 2018 wird all das im Rah-
men des Demokratiemonitors im
Auftrag des Parlaments auch spezi-
ell bei den 16- bis 26-Jährigen abge-
fragt. Denn Österreich ist nach wie
vor eines der wenigen Länder, in de-
nen bereits mit 16 Jahren gewählt
werden darf.

Am Dienstag wurde im Parla-
ment der diesjährige Bericht prä-
sentiert. Und einmal mehr zeigt
sich, dass in den vergangenen Jah-
ren vieles ins Rutschen gekommen
ist. Vor allem beim Vertrauen in die
Politik. Waren 2018 noch 70 Pro-
zent der Jungen der Meinung, dass
das politische System sehr oder
ziemlich gut funktioniert, sind es
unterdessen – wie schon 2024 – nur
noch 44 Prozent. „Junge sehen das
aber noch deutlich positiver als Äl-
tere“, betonte Studienleiterin Mar-
tina Zandonella von Foresight. Bei
der Gruppe über 27 liegt der Wert
bei 35 Prozent.

Der Vertrauensverlust betrifft
aber nicht das ganze System: Denn
jenes in Institutionen wie die Poli-
zei, Gerichte oder die Verwaltung
ist seit Jahren stabil auf hohem Ni-
veau. Der Polizei etwa vertrauen
68 Prozent der Jungen sehr oder
ziemlich, den Gerichten ebenso. In-
nerhalb der Politik ist übrigens das
Vertrauen in die Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister am höchs-
ten (63 Prozent vertrauen hier sehr
oder ziemlich). Mit Abstand folgen
der Bundespräsident (55 Prozent)
und die Landeshauptleute (49).
Dem Parlament vertrauen 41 Pro-
zent. Schlusslicht ist die Regierung,
der nur fünf Prozent sehr und
32 Prozent ziemlich vertrauen.

Die niedrigen und in diesen Be-
reichen kontinuierlich sinkenden
Werte begründete Zandonella mit
den Krisen der vergangenen Jahre –
von der Pandemie über den Ukrai-

ne-Krieg bis hin zur Teuerung. Am
meisten beschäftigen die Jungen
auch das Bestreiten der Lebenshal-
tungskosten, leistbares Wohnen,
Arbeit, Schule und Ausbildung.

Für die Studie wurden im heuri-
gen Jahr erstmals mehr als 1000
Personen befragt (zuletzt waren es
stets rund 300). Die Befragung (on-
line und telefonisch) fand zwischen
September und November 2025
statt. Die Gruppe der 16- bis 26-Jäh-
rigen umfasst 1.084.000 Menschen

und ist alles andere als homogen: 41
Prozent leben im ländlichen Raum,
59 Prozent im städtischen; 48 Pro-
zent sind weiblich, 52 Prozent
männlich; 65 Prozent sind erwerbs-
tätig oder machen eine Lehre, der
andere Teil ist überwiegend noch
in der Schule oder studiert. Und:
74 Prozent haben die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft, 26 Prozent
nicht. Das heißt, dass jeder und jede
Vierte von Wahlen und damit ei-
nem wesentlichen Bereich der poli-

tischen Teilhabe ausgeschlossen
ist. Unter anderem dürfte das auch
damit einhergehen, dass sich die
Jungen immer schlechter repräsen-
tiert fühlen. Nur noch ein knappes
Drittel fühlt sich mit seinen Anlie-

gen im Nationalrat vertreten. 2018
war der Wert noch doppelt so hoch
(62 Prozent).

Wobei das Ausmaß des Vertrau-
ens stark von den jeweiligen Le-
bensumständen abhängt: Jene, die
finanziell besser gestellt und besser
ausgebildet sind, fühlen sich we-
sentlich besser vertreten als jene
aus finanziell benachteiligten Ver-
hältnissen und ohne Hochschulbil-
dung. Und: Junge Frauen fühlen
sich weit schlechter vertreten als
junge Männer. Zandonella verwies
in dem Zusammenhang darauf,
dass nur fünf der 183 Nationalrats-
abgeordneten unter 30 Jahre alt sei-
en. Darunter ist nur eine Frau.

Es gibt aber auch gute Nachrich-
ten: Fast 90 Prozent der Jungen ha-
ben keinen Zweifel daran, dass die
Demokratie die beste Staatsform ist.
Die Distanz, die sich zum politi-
schen System auftut, führt laut
Zandonella nicht dazu, dass sich
die Jungen von der Politik abwen-
den. Von Politikverdrossenheit
könne keine Rede sein. Im Gegen-
teil: Politische Themen seien prä-
senter als 2020.

Und: Der Großteil wünscht sich
mehr Information darüber, wie Po-
litik und wie das Parlament funk-
tioniert. Und viele finden, dass De-
mokratiebildung in der Schule zu
kurz kommt. Abgefragt wurde
auch, wie sich die Jungen informie-
ren. Ergebnis: Zu 70 Prozent über
Social Media, allen voran über In-
stagram, gefolgt von TikTok.

TikTok und Co. für unter 14-Jährige bald tabu
Die Regierung ist auf den letzten Metern. Wie hinter den Kulissen verhandelt wird.

WIEN. Jetzt könnte es schnell gehen.
Nachdem zuletzt aus der Regierung
immer lautere Rufe nach einem So-
cial-Media-Verbot für unter 14-Jäh-
rige zu hören waren, dürfte die Re-
gierung nun im Endspurt der Ver-
handlungen sein. Das wurde den
SN aus Regierungskreisen mehr-
fach bestätigt. Spätestens nächste
Woche will man den Gesetzesplan
präsentieren, auch eine Einigung in
dieser Woche sei noch durchaus
möglich, heißt es aus Regierungs-
kreisen. Das Alter von 14 Jahren
dürfte mittlerweile die festgelegte
Grenze sein.

Bundeskanzler Christian Stocker
(ÖVP) erklärte Ende Jänner das The-
ma gar zur Chefsache und bekräf-

tigte das Vorhaben in seiner Rede
zum ÖVP-Neujahrsempfang. „Ich
bekenne mich klar zu einem Social-
Media-Verbot für unter 14-Jährige.“
Er legte sogar noch eine Forderung
nach einer Klarnamenpflicht oben-
drauf. Die dürfte nun nicht kom-
men: SPÖ und Neos haben sich
deutlich dagegen ausgesprochen.
Dafür wollen ÖVP und SPÖ den
Neos entgegenkommen. Diese wa-
ren immer skeptisch, was die tech-
nischen Details des Social-Media-
Verbots angeht. Die Pinken wollten
die Überprüfung des Alters nicht
den Plattformbetreibern überlas-
sen, diese bräuchten dazu nämlich
Zugriff auf sensible Daten.

Nun könnte hier ein EU-Modell

zu Hilfe kommen. Die EU-Kommis-
sion arbeitet derzeit ein zweistufi-
ges Modell zur Alterskontrolle aus.
In der ersten Stufe wird eine App
heruntergeladen, in der sich die
Nutzer etwa mit der ID Austria
identifizieren. Diese App über-
nimmt jedoch ausschließlich die
Angabe über das Alter. Damit ist
dann eine Anmeldung für Social-
Media-Plattformen ab einem Min-
destalter möglich.

Die Neos bekommen im Gegen-
zug ihren Lehrplanumbau zuge-
standen. Die Reduzierung der La-
teinstunden im Abtausch für mehr
Unterrichtsstunden für KI, Medien-
bildung und Demokratie hatte zu-
letzt in der ÖVP für Kritik gesorgt.

Die FPÖ, die als Partei extrem
präsent auf den Social-Media-
Kanälen ist, ist skeptisch ange-
sichts der Jugendschutzpläne.
Der blaue Mediensprecher Chris-
tian Hafenecker sieht die „Zen-
sur als das wahre Ziel“. Bei einer
Veranstaltung im Parlament am
Dienstag bekräftigte FPÖ-Man-
datar Sebastian Schwaighofer
das Nein seiner Partei. Warum?
„Weil es die Lebensrealität der
jungen Menschen verkennt. Und
weil man Jungen zutrauen kann,
dass sie zwischen richtig und
falsch unterscheiden.“ Der Groß-
teil der jungen Menschen würde
sich über Social Media informie-
ren. mars, zim
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datar Sebastian Schwaighofer
das Nein seiner Partei. Warum?
„Weil es die Lebensrealität der
jungen Menschen verkennt. Und
weil man Jungen zutrauen kann,
dass sie zwischen richtig und
falsch unterscheiden.“ Der Groß-
teil der jungen Menschen würde
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Das Vertrauen der
heimischen Jugend ins
politische System ist
stark gesunken. Das
zeigt der aktuelle
Demokratiemonitor. Es
gibt aber auch gute
Nachrichten.

MARIA ZIMMERMANN

WIEN. Wie bewerten junge Men-
schen in Österreich unsere Demo-
kratie? Wie ist ihr Blick auf rechts-
staatliche Institutionen? Aufs Par-
lament? Die Polizei, die Justiz und
die Verwaltung? Fühlen sie sich ge-
hört? Wollen sie sich politisch be-
teiligen? Und wie informieren sie
sich? Seit 2018 wird all das im Rah-
men des Demokratiemonitors im
Auftrag des Parlaments auch spezi-
ell bei den 16- bis 26-Jährigen abge-
fragt. Denn Österreich ist nach wie
vor eines der wenigen Länder, in de-
nen bereits mit 16 Jahren gewählt
werden darf.

Am Dienstag wurde im Parla-
ment der diesjährige Bericht prä-
sentiert. Und einmal mehr zeigt
sich, dass in den vergangenen Jah-
ren vieles ins Rutschen gekommen
ist. Vor allem beim Vertrauen in die
Politik. Waren 2018 noch 70 Pro-
zent der Jungen der Meinung, dass
das politische System sehr oder
ziemlich gut funktioniert, sind es
unterdessen – wie schon 2024 – nur
noch 44 Prozent. „Junge sehen das
aber noch deutlich positiver als Äl-
tere“, betonte Studienleiterin Mar-
tina Zandonella von Foresight. Bei
der Gruppe über 27 liegt der Wert
bei 35 Prozent.

Der Vertrauensverlust betrifft
aber nicht das ganze System: Denn
jenes in Institutionen wie die Poli-
zei, Gerichte oder die Verwaltung
ist seit Jahren stabil auf hohem Ni-
veau. Der Polizei etwa vertrauen
68 Prozent der Jungen sehr oder
ziemlich, den Gerichten ebenso. In-
nerhalb der Politik ist übrigens das
Vertrauen in die Bürgermeisterin-
nen und Bürgermeister am höchs-
ten (63 Prozent vertrauen hier sehr
oder ziemlich). Mit Abstand folgen
der Bundespräsident (55 Prozent)
und die Landeshauptleute (49).
Dem Parlament vertrauen 41 Pro-
zent. Schlusslicht ist die Regierung,
der nur fünf Prozent sehr und
32 Prozent ziemlich vertrauen.

Die niedrigen und in diesen Be-
reichen kontinuierlich sinkenden
Werte begründete Zandonella mit
den Krisen der vergangenen Jahre –
von der Pandemie über den Ukrai-

ne-Krieg bis hin zur Teuerung. Am
meisten beschäftigen die Jungen
auch das Bestreiten der Lebenshal-
tungskosten, leistbares Wohnen,
Arbeit, Schule und Ausbildung.

Für die Studie wurden im heuri-
gen Jahr erstmals mehr als 1000
Personen befragt (zuletzt waren es
stets rund 300). Die Befragung (on-
line und telefonisch) fand zwischen
September und November 2025
statt. Die Gruppe der 16- bis 26-Jäh-
rigen umfasst 1.084.000 Menschen

und ist alles andere als homogen: 41
Prozent leben im ländlichen Raum,
59 Prozent im städtischen; 48 Pro-
zent sind weiblich, 52 Prozent
männlich; 65 Prozent sind erwerbs-
tätig oder machen eine Lehre, der
andere Teil ist überwiegend noch
in der Schule oder studiert. Und:
74 Prozent haben die österreichi-
sche Staatsbürgerschaft, 26 Prozent
nicht. Das heißt, dass jeder und jede
Vierte von Wahlen und damit ei-
nem wesentlichen Bereich der poli-

tischen Teilhabe ausgeschlossen
ist. Unter anderem dürfte das auch
damit einhergehen, dass sich die
Jungen immer schlechter repräsen-
tiert fühlen. Nur noch ein knappes
Drittel fühlt sich mit seinen Anlie-

gen im Nationalrat vertreten. 2018
war der Wert noch doppelt so hoch
(62 Prozent).

Wobei das Ausmaß des Vertrau-
ens stark von den jeweiligen Le-
bensumständen abhängt: Jene, die
finanziell besser gestellt und besser
ausgebildet sind, fühlen sich we-
sentlich besser vertreten als jene
aus finanziell benachteiligten Ver-
hältnissen und ohne Hochschulbil-
dung. Und: Junge Frauen fühlen
sich weit schlechter vertreten als
junge Männer. Zandonella verwies
in dem Zusammenhang darauf,
dass nur fünf der 183 Nationalrats-
abgeordneten unter 30 Jahre alt sei-
en. Darunter ist nur eine Frau.

Es gibt aber auch gute Nachrich-
ten: Fast 90 Prozent der Jungen ha-
ben keinen Zweifel daran, dass die
Demokratie die beste Staatsform ist.
Die Distanz, die sich zum politi-
schen System auftut, führt laut
Zandonella nicht dazu, dass sich
die Jungen von der Politik abwen-
den. Von Politikverdrossenheit
könne keine Rede sein. Im Gegen-
teil: Politische Themen seien prä-
senter als 2020.

Und: Der Großteil wünscht sich
mehr Information darüber, wie Po-
litik und wie das Parlament funk-
tioniert. Und viele finden, dass De-
mokratiebildung in der Schule zu
kurz kommt. Abgefragt wurde
auch, wie sich die Jungen informie-
ren. Ergebnis: Zu 70 Prozent über
Social Media, allen voran über In-
stagram, gefolgt von TikTok.

TikTok und Co. für unter 14-Jährige bald tabu
Die Regierung ist auf den letzten Metern. Wie hinter den Kulissen verhandelt wird.

WIEN. Jetzt könnte es schnell gehen.
Nachdem zuletzt aus der Regierung
immer lautere Rufe nach einem So-
cial-Media-Verbot für unter 14-Jäh-
rige zu hören waren, dürfte die Re-
gierung nun im Endspurt der Ver-
handlungen sein. Das wurde den
SN aus Regierungskreisen mehr-
fach bestätigt. Spätestens nächste
Woche will man den Gesetzesplan
präsentieren, auch eine Einigung in
dieser Woche sei noch durchaus
möglich, heißt es aus Regierungs-
kreisen. Das Alter von 14 Jahren
dürfte mittlerweile die festgelegte
Grenze sein.

Bundeskanzler Christian Stocker
(ÖVP) erklärte Ende Jänner das The-
ma gar zur Chefsache und bekräf-

tigte das Vorhaben in seiner Rede
zum ÖVP-Neujahrsempfang. „Ich
bekenne mich klar zu einem Social-
Media-Verbot für unter 14-Jährige.“
Er legte sogar noch eine Forderung
nach einer Klarnamenpflicht oben-
drauf. Die dürfte nun nicht kom-
men: SPÖ und Neos haben sich
deutlich dagegen ausgesprochen.
Dafür wollen ÖVP und SPÖ den
Neos entgegenkommen. Diese wa-
ren immer skeptisch, was die tech-
nischen Details des Social-Media-
Verbots angeht. Die Pinken wollten
die Überprüfung des Alters nicht
den Plattformbetreibern überlas-
sen, diese bräuchten dazu nämlich
Zugriff auf sensible Daten.

Nun könnte hier ein EU-Modell

zu Hilfe kommen. Die EU-Kommis-
sion arbeitet derzeit ein zweistufi-
ges Modell zur Alterskontrolle aus.
In der ersten Stufe wird eine App
heruntergeladen, in der sich die
Nutzer etwa mit der ID Austria
identifizieren. Diese App über-
nimmt jedoch ausschließlich die
Angabe über das Alter. Damit ist
dann eine Anmeldung für Social-
Media-Plattformen ab einem Min-
destalter möglich.

Die Neos bekommen im Gegen-
zug ihren Lehrplanumbau zuge-
standen. Die Reduzierung der La-
teinstunden im Abtausch für mehr
Unterrichtsstunden für KI, Medien-
bildung und Demokratie hatte zu-
letzt in der ÖVP für Kritik gesorgt.

Die FPÖ, die als Partei extrem
präsent auf den Social-Media-
Kanälen ist, ist skeptisch ange-
sichts der Jugendschutzpläne.
Der blaue Mediensprecher Chris-
tian Hafenecker sieht die „Zen-
sur als das wahre Ziel“. Bei einer
Veranstaltung im Parlament am
Dienstag bekräftigte FPÖ-Man-
datar Sebastian Schwaighofer
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jungen Menschen verkennt. Und
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standen. Die Reduzierung der La-
teinstunden im Abtausch für mehr
Unterrichtsstunden für KI, Medien-
bildung und Demokratie hatte zu-
letzt in der ÖVP für Kritik gesorgt.

Die FPÖ, die als Partei extrem
präsent auf den Social-Media-
Kanälen ist, ist skeptisch ange-
sichts der Jugendschutzpläne.
Der blaue Mediensprecher Chris-
tian Hafenecker sieht die „Zen-
sur als das wahre Ziel“. Bei einer
Veranstaltung im Parlament am
Dienstag bekräftigte FPÖ-Man-
datar Sebastian Schwaighofer
das Nein seiner Partei. Warum?
„Weil es die Lebensrealität der
jungen Menschen verkennt. Und
weil man Jungen zutrauen kann,
dass sie zwischen richtig und
falsch unterscheiden.“ Der Groß-
teil der jungen Menschen würde
sich über Social Media informie-
ren. mars, zim
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Was Junge von der Politik

wollen
„Der Vertrauensverlust
betrifft aber nicht das
gesamte System.“
Martina Zandonella, Foresight

Persönliches Exemplar für AOM-Benutzer mischa-office - (C) APA-DeFacto GmbH. Alle Rechte vorbehalten.



aufgelesen

�
A)	 Vor dem Lesen

a)	 Die Schlagzeile des Artikels lautet „Was Junge 
von der Politik wollen“. Formulieren Sie persön-
liche Erwartungen an die Politik, indem Sie den 
folgenden Satz vervollständigen:

	 Ich wünsche mir von der Politik, dass..................
...........................................................................  

b)	 Vergleichen Sie Ihre Erwartungen im Plenum 
und halten Sie zentrale Gemeinsamkeiten sowie 
Unterschiede stichwortartig fest.

c)	 Gestalten Sie auf Basis Ihrer Erkenntnisse eine 
Mind-Map, in der Sie wesentliche Erwartungen 
an die Politik strukturieren und thematisch 
ordnen.

/
B) Textbearbeitung

a)	 Lesen Sie den Artikel aufmerksam durch. 

b)	 Geben Sie zentrale Ergebnisse des Demokra-
tiemonitors zur Einstellung junger Menschen 
gegenüber Politik und Demokratie wieder.

c)	 Beschreiben Sie anhand der Grafik „Sicht auf 
das politische System“ die Entwicklung seit 
2018.

d)	 Arbeiten Sie Unterschiede im Vertrauen gegen-
über politischen Institutionen, staatlichen 
Einrichtungen und politischen Akteurinnen bzw. 
Akteuren heraus.

e)	 Vergleichen Sie Ihre eigene Mediennutzung mit 
den in der Grafik „Informationsquellen“ darge-
stellten Ergebnissen. 

f)	 Analysieren Sie den Zusammenhang zwischen 
sozialen Lebensbedingungen, politischer 
Repräsentation und Vertrauen in die Politik.

g)	 Diskutieren Sie die Bedeutung von politischer 
Bildung und politischer Repräsentation für das 
Vertrauen junger Menschen in die Demokratie.

s
C) Textproduktion

	 Situation: Nachdem Sie den Artikel „Was 
Junge von der Politik wollen“ gelesen haben, 
verfassen Sie einen Beitrag für Ihre Schul-
zeitung, in dem Sie die Erwartungen junger 
Menschen an die Politik einordnen. Verfassen 
Sie einen Kommentar und bearbeiten Sie dabei 
folgende Arbeitsaufträge: 
•	 Geben Sie die wesentlichen Ergebnisse des 

Demokratiemonitors strukturiert wieder.
•	 Analysieren Sie Ursachen und Folgen des 

sinkenden Vertrauens junger Menschen in 
die Politik.

•	 Nehmen Sie Stellung dazu, was junge 
Menschen aus Ihrer Sicht von der Politik 
erwarten. 

	 Schreiben Sie zwischen 405 und 495 Wörtern. 
Markieren Sie Absätze mittels Leerzeilen.
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